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23. Dezember 1929 verabschiedete Gesetz (RGBl. I Nr. 46
S. 239) blieb zwar hinter den Forderungen der KPD zurück, 
untersagte aber doch die Auslieferung bei politischen Delik­
ten (allerdings mit Einschränkungen) und legte für das Ver­
fahren die Zuständigkeit der Oberlandesgerichte fest. Inso­
fern ist das Gesetz auch ein Resultat des parlamentarischen 
Drucks der KPD.

*

Bemerkenswert sind die vielfältigen Beziehungen der JZ zu 
anderen Organisationen, so z. B. zur Deutschen Friedensge­
sellschaft. Mit der Deutschen Liga für Menschenrechte kor­
respondierte sie 1932 über ein Vorgehen im Hinblick auf eine 

, „soziale Amnestie“.45 46 Außerdem druckte die Liga in ihrem 
Buch gegen die politische Justiz längere Ausschnitte aus den 
Arbeiten Halles „Deutsche Sondergerichtsbarkeit 1918—1921“ 
und „Anklage gegen Justiz und Polizei“ ab und verwies auf 
die Denkschrift der JZ zum Hochverrat.45

Nachdem im Jahre 1921 der Staatsgerichtshof für das 
Deutsche Reich (Verfassungsgericht) geschaffen worden war, 
schlug die KPD-Fraktion Mitarbeiter der JZ zur Wahl vor: 
Dementsprechend wählte der Reichstag Ernst Hegewisch und 
Victor Fränkel47 von 1924 bis 1928 sowie Joseph Herzfeld und 
Felix Halle von 1928 bis 1933 als Mitglieder des Staatsge­
richtshofs.

Die Arbeit der JZ war nicht frei von Widersprüchen. Do­
kumente geben Aufschluß darüber, daß mit sozialdemokrati­
schen Rechtsanwälten wie Kurt Rosenfeld48 bis Mitte der 
20er Jahre eine intensive Zusammenarbeit bestand. Ande­
rerseits wurden die gleichen Anwälte Ende der 20er Jahre 
unter dem Einfluß der von Anfang an falschen und schädli­
chen „Sozialfaschismus “-These4® oft ungerechtfertigt diskre­
ditiert.

Anhand des Programms der NSDAP und des Auftretens 
der Faschisten im Reichstag versuchten Juristen der KPD 
Voraussagen zu treffen, wie ein mögliches faschistisches Straf­
recht beschaffen sein könnte.50 Doch selbst unmittelbar nach 
Errichtung der Hitlerdiktatur wurde in der JZ die neue Qua­
lität dieser Herrschaftsform noch nicht voll erfaßt. Dies geht 
u. a. aus dem am 13. Februar 1933 von Halle herausgegebenen 
Rundschreiben Nr. 4 „Erläuterung zur politischen Bedeutung 
der Verordnung des Reichspräsidenten ,Zum Schutz des 
Deutschen Volkes' vom 4. Februar 1933“ hervor.51 Geschuldet 
war dies u. a. auch der Tatsache, daß die KPD am Ende der 
Weimarer Republik die Unterschiede zwischen bürgerlich­
parlamentarischen und faschistischen Herrschaftsmethoden 
negierte.

Analysiert man die strategisch-politischen Beschlüsse der 
KPD bis 1933, dann muß man konstatieren, daß das Verhält­
nis der Partei zur bürgerlichen Demokratie der Weimarer 
Republik generell durch Ablehnung gekennzeichnet war.52 53 
Doch zugleich zeigt eine Betrachtung des Wirkens der Juri­
stischen Zentralstelle der KPD-Fraktion, daß in der konkre­
ten juristischen Arbeit bürgerlich-demokratische Errungen­
schaften ausgenutzt wurden. Über die bürgerlich-demokra­
tischen Institutionen nahm die KPD mehr oder minder er­
folgreich Einfluß auf Gesetzgebung und Rechtsanwendung, 
agierte sie für die Interessen der Unterprivilegierten und 
drängte auf eine Demokratisierung der Gesetze und der 
Rechtsprechung. Aber die dabei gewonnenen Erfahrungen 
fanden keine theoretische Verallgemeinerung in den strate­
gischen Aussagen der Partei.

Die JZ lieferte einen noch immer aktuellen Beitrag zur 
soziologischen Erklärung des Versagens der Justiz der Wei­
marer Republik.50 Darüber hinaus vermittelte sie Erkennt­
nisse über die konkret-historischen Ansprüche der Arbeiter­
klasse, die über den damaligen Gesellschaftszustand weit hin­
ausreichen. Daher ist es m. E. notwendig, die Reflexion die­
ses Abschnitts deutscher Rechtsgeschichte durch die Verfolg­
ten und Unterdrückten endlich einer breiteren Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen.

Wenn W. I. Lenin dem Volkskommissar für Justiz, D. I. 
Kurski, im Februar 1922 — bezogen auf den Entwurf des 
Zivilgesetzbuchs — schrieb: „Alles, was es in der Literatur 
und in der Praxis der westeuropäischen Länder zum Schutz 
der Werktätigen gibt, unbedingt übernehmen“54, so müssen 
wir analog formulieren: Es gilt, die Rechtsforderungen und

Bei anderen gelesen

Überlegungen zur Bekämpfung
der organisierten Kriminalität in der BRD
Bundesinnenminister Friedrich Zimmermann (CSU) hat ein Bün­
del gesetzgeberischer und technischer Maßnahmen vorgeschla­
gen, um die ständig wachsende organisierte Kriminalität in der 
Bundesrepublik besser bekämpfen zu können. Unter anderem 
forderte er, verdeckte Ermittler bereits ohne konkreten Tatver­
dacht einzusetzen und die Telefonüberwachung auf Fälle des 
Verdachts von Bandendiebstahl und gewerbsmäßiger Hehlerei 
auszudehnen. Außerdem schlug er vor, die „kleine Kronzeugen­
regelung” — Strafmilderung bei Aussagen über Straftaten — 
außer auf Rauschgiftdelikte auf den gesamten Bereich der or­
ganisierten Kriminalität anzuwenden. Bei der Rauschgiftkrimi­
nalität, so Zimmermann, habe man gute Erfahrungen mit der 
„kleinen Kronzeugenregelung" gemacht. Nur so werde man 
auch an die „Big Bosse” herankommen.

Auch die Befugnis zur Einrichtung von Kontrollstellen, bes- , 
sere Möglichkeiten zur Einziehung von Verbrechensgewinnen 
und neue gesetzliche Maßnahmen des Zeugenschutzes bis hin 
zur Beschaffung anderer Identitäten würden die Bekämpfung 
der international operierenden Banden erleichtern. ... Der 
CSU-Minister hält auch organisatorische Änderungen bei Poli­
zei und Staatsanwaltschaft und bessere Möglichkeiten der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit für erforderlich.

Zimmermann sagte, er wolle mit seinen „disponiblen Vor­
schlägen" eine „breite gesetzgeberische und operative Diskus­
sion" über die Verbesserung der Verbrechensbekämpfung in 
diesem Bereich einleiten. Es handele sich um „lautes Nachden­
ken", in das die betroffenen anderen Ressorts und die Bundes­
länder einbezogen werden müßten. Er rechne damit, daß die 
Neuerungen bis zum Ende der nächsten Legislaturperiode — 
also 1994 — umgesetzt werden könnten. Noch in diesem Jahr 
wolle die Bundesregierung eine Regelung zur Einziehung von 
Gewinnen aus dem Rauschgifthandel einbringen.

Nach Zimmermanns Angaben entsteht durch organisierte 
Kriminalität in der Bundesrepublik jährlich ein wirtschaftlicher 
Schaden von mehr als zehn Milliarden Mark. Die Täter konzen­
trierten sich auf Rauschgift-, Waffen- und Mädchenhandel, die 
Herstellung und Verbreitung von Falschgeld und bestimmte 
Formen der Wirtschaftskriminalität wie Euroscheck-Betrug und 
illegalen Arbeitnehmerverleih. Sie arbeiteten mit Gewalt ge­
genüber Opfern und Angehörigen rivalisierender Gruppen. Es 
ließen sich viele Fälle von Mord und Totschlag nachweisen. Ne­
ben den jeweiligen Opfern würden ganze Branchen einge­
schüchtert und terrorisiert. Dabei hätten sich in der Bundes­
republik Organisationsformen herausgebildet, die mit der Ma­
fia in Italien oder der Cosa Nostra in den USA nicht zu ver­
gleichen seien, deren „kriminelle Energie aber nicht unter­
schätzt werden darf”. ...

Wie aus einem vom Innenministerium zusätzlich veröffent­
lichten Papier über die Erscheinungsformen der organisierten 
Kriminalität hervorgeht, verlagern in jüngster Zeit vor allem 
Zuhälter ihre Aktivitäten auf dos Drogengeschäft und streben 
speziell im Handel mit Kokain zum Teil die Vorherrschaft an.
Als Ursache werden die stark geschrumpften Einnahmen aus 
der wegen der Aids-Angst nicht mehr lukrativen Prostitution so­
wie die hohen Gewinne bei steigendem Konsum im Drogen­
geschäft genannt.
Aus: Frankfurter Rundschau (Frankfurt am Main) vom 
28. September 1988, S. 1.

Erfahrungen der deutschen Arbeiterbewegung für unsere heu­
tige Gesellschaftsgestaltung fruchtbar zu machen.
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